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Einleitung

Heute, etwa 25 Jahre nachdem auf der Konferenz von Rio das Ziel der »Nachhal-
tigkeit« ausgerufen wurde, ist offensichtlich: Der eingeschlagene technische Weg
reicht nicht aus, um der Übernutzung natürlicher Ressourcen Einhalt zu gebieten.
Das ständige Wirtschaftswachstum macht Einzel-Fortschritte bei der ökologischen
Effizienz und Konsistenz von Produkten und Konsumtionen systematisch wieder
zu nichte.  Die erhoffte  Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Umweltver-
brauch stellt sich allenfalls punktuell her, nicht aber in einem – zum Beispiel für
den Klimaschutz – erforderlichen Maße. Aber auch die Psyche des Menschen ist
durch das ständige Wachstum der Leistungsansprüche – nicht nur in der Ökono-
mie, sondern in vielen Bereichen der Gesellschaft – zunehmend überfordert, was
sich etwa im Anstieg von Depressionen zeigt.

Doch die Crux mit der ewigen Wachstumsorientierung ist nicht nur eine der in-
neren und äußeren Ökologie. Sinkende Wachstumsraten und die vorherrschenden
politischen und wirtschaftlichen Reaktionen auf sie bewirken, dass die westlichen
Industriegesellschaften tiefer sozial gespalten werden. Wenn der Kuchen weniger
wächst oder gar schrumpft, wird seine Verteilung prekärer. Der bedrohliche Auf-
stieg (regierungs-)mächtiger rechtspopulistischer Bewegungen, die auf Ausschluss
im Innern und Abschottung nach außen setzen, hat  auch damit zu tun. Fast ver-
zweifelt setzen die politischen Repräsentant(inn)en der liberalen und weltoffenen
Moderne auf das alte lahmende Pferd Wachstum, um diese Angriffe abzuwehren.
Doch was ist das für eine »Alternative«: Ewiges Wachstum oder völkischer Natio-
nalismus? Auch aus dieser – politischen – Wachstumsfalle müssen wir raus: Wir
brauchen dringend Alternativen zum Dilemma: Ökonomisch wachsen mit ökologi-
schem Desaster oder Nicht-Wachsen mit Gefahren für Soziales, liberale Kultur und
Demokratie.

Zumindest in den nördlichen Wohlstandsgesellschaften muss aus ökologischen,
sozialen,  kulturellen  und politischen Gründen der Weg jenseits  des  Wachstums
begonnen werden – so die gemeinsame Grundannahme der Wachstumskritiker(in-
nen),  die  sich  um Leitbegriffe  wie Postwachstum, Degrowth,  Decroissance etc.
versammeln. Aber wie kommen wir zu einer Gesellschaft jenseits von Wachstums-
orientierung und -abhängigkeit?  Reicht  dafür eine Strategie  des »Bottom-Up«:  
Mit Non-Profit-Unternehmen, Tauschläden, Kulturen des Selbermachens und der
Genügsamkeit entstehen immer mehr Keime einer Postwachstumsökonomie und
-gesellschaft, die die alte Ökonomie und Gesellschaft langsam durchdringen?

Es ist richtig, mit den Alternativen dort zu beginnen, wo es jetzt schon möglich
ist, anstatt auf die politische Veränderung des Ganzen zu warten. »Das Private ist
politisch«. Dieser altbekannte Satz kann denen entgegnet werden, die alles nur auf
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die politischen Strukturen, auf »die Verhältnisse«, »den Kapitalismus« oder – mit
Anschlussoption zum Populismus – auf »die da oben« schieben. Nachdem im 20.
Jahrhundert politisch Engagierte häufig erbittert um das große Ganze, um die rich-
tigen politischen Ideen und den richtigen Weg gestritten haben, ohne aber in den
meisten Fällen mit großen Schritten vorwärts gekommen zu sein, ist es ein Fort-
schritt im progressiven Denken, die Freiräume zu nutzen und im Kleinen anzufan-
gen, das Neue auszuprobieren und dadurch mit der Veränderung bei sich und der
Gesellschaft zu beginnen.

Doch allein auf diesen Weg zu setzen, birgt die Gefahr, dass die alternativen
Formen des Wirtschaftens und Lebens sich in einer weiterhin vom Wachstums-
zwängen  und  -praktiken  dominierten  Gesellschaft  nicht  ausreichend  verbreiten
können,  die  Keime von unten  sozusagen nicht  weiter  hochwachsen  können im
Schatten des bestehenden dunklen Waldes. Kritiker(innen) stellen daher dem kultu-
ralistischen Ansatz »Ausdehnung von unten« die Notwendigkeit struktureller Re-
formen  gegenüber:  Ohne  eine  grundlegende  Änderung  der  ökonomischen  und
politischen Strukturen und Machtverhältnisse sei die Erfolglosigkeit vorprogram-
miert. Dieses Ansinnen wiederum wird von den Protagonist(inn)en des »Einfach!
Jetzt! Machen!« als naiv gebrandmarkt: Die Politik hinke in einer parlamentari-
schen,  um  Wählermehrheiten  konkurrierenden  Demokratie  immer  systematisch
hinterher, sie könne gar nicht ihren Wähler(inne)n geringeren Konsum abverlan-
gen: »Keine gewählte demokratische Regierung eilt einem gesellschaftlichen Wan-
del voraus, sondern nur hinterher, um kein Risiko einzugehen«, konstatiert etwa
Niko Paech. 

Wir  halten  solche  polaren  Positionen  des  »Bottom-Up«  oder  »Top-Down«  für
falsche Alternativen. Wir gehen nicht davon aus, dass die herrschende, auf Wachs-
tum setzende Politik von einer abgehobenen »Elite« professioneller Politiker(in-
nen) gegen eine eigentlich schon längst anders denkende Mehrheit der Bevölke-
rung durchgesetzt wird und dies durch eine »aufmüpfige« Bewegung, etwa einem
»Unten-Mitte-Bündnis« weggekämpft werden kann. Vielmehr ist die Mehrheit der
Schichten und soziokulturellen Milieus auf jeweils spezifische Weise ökonomisch,
psychologisch und ideologisch in das vorherrschende Wachstums-und Wohlstands-
modell eingebunden. Dieser hegemoniale gesellschaftliche Block für ein »Weiter«
mit Wachstum kann daher nicht einfach nur von oben oder nur von unten aufgelöst
werden. Mehrheitsfähig scheint gegenwärtig lediglich alternatives Wachstum, grün
und dienstleistungsorientiert, nicht aber eine Alternative zum Wachstum.

Wenn aber die  zarten Anfänge der Transformation zur Postwachstumsgesell-
schaft eine Chance auf Verallgemeinerung und Ausweitung in andere gesellschaft-
liche und ökonomische Bereiche erhalten sollen, ist eine wechselseitige Befruch-
tung von treibender Mikro-Praxis und stützender Bewegungs- und Makropolitik
notwendig. Die Windkraftanlagen der Öko-Pioniere in den 1980er Jahren etwa wä-
ren eine technische Nischenkultur geblieben, hätte die Politik nicht – zunächst im
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noch mehrheitlich anders orientierten Umfeld – durch das Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) einen gesicherten ökonomischen Rahmen geschaffen, in dem erst
sich massenweise Bürger(innen)-Energiegenossenschaften gründeten, die Branche
sich entfaltete und ihre Praktikabilität zeigte, so dass Erneuerbare Energien heute
für die Mehrheit zur Normalität gehören. Das war zwar »nur« ein Einschwenken
auf  einen  grün-alternativen  Wachstumspfad,  wogegen  ein  Ausstieg  aus  dem
Wachstum an sich das Bohren eines ungleich dickeren Brettes bedeutet. Dennoch
zeigt das Beispiel, dass hier ein gesellschaftlich produktives und transformatives
Wechselspiel  zwischen  Druck  von  unten  und  institutioneller  Verbesserung  des
Rahmens stattgefunden hat. Nur so können sich die Experimente und Pioniervorha-
ben ausdehnen, die Nischen und Inseln zu einem relevanten Teil des »Landes« ent-
wickeln.

Zu fragen ist daher: Mit welchen Politikinhalten, mit welchen Politikformen, und
mit welchen Akteuren, kurz, mit welchen Postwachstumspolitiken kann eine trans-
formative  Mikro-Makro-Wechselwirkung  für  eine  Postwachstumsgesellschaft  in
Gang gesetzt, gestützt, verstärkt werden? 

Dafür, wie ein institutioneller Rahmen für eine Gesellschaft jenseits des Wachs-
tumszwangs gestaltet werden könnte, gibt es durchaus einige Debattenbeiträge und
praktische Vorschläge. Irmi Seidl und Angelika Zahrnt etwa fragen in »Postwachs-
tumsgesellschaften:  Konzepte  für  die  Zukunft«  (2010)  nach  Möglichkeiten  der
Überwindung  der  Wachstumsabhängigkeit  einzelner  Gesellschaftsbereiche.  In
»Damit gutes Leben einfacher wird. Perspektiven einer Suffizienzpolitik« (Schnei-
dewind  &  Zahrnt  2013)  wird  ein  ordnungspolitischer  Rahmen  zur  Förderung
verschiedener  Aspekte  von  Suffizienz  vorgeschlagen.  Georgis  Kallis  und  das
Netzwerk  »Research  and Degrowth« aus  Barcelona  fordern  in  »Degrowth:  Ein
Zehn-Punkte-Plan für Europas neue Bewegungen« (2015) eine Reihe radikaler Re-
formpolitiken von Schuldenschnitt über Grund- und Maximaleinkommen bis zur
Einhaltung ökologischer Obergrenzen. Diese Beispiele zeigen: Wir fangen mit der
Frage einer Postwachstumspolitik keineswegs aus dem Nichts an. Insgesamt je-
doch ist die Frage, wie, durch welche Politiken, Strategien, Schritte, Akteure eine
gesellschaftliche  Transformation  in  Richtung Postwachstumsgesellschaft  initiiert
oder unterstützt werden könnte, als ein eigenständiges, systematisch bearbeitetes
Problem im Postwachstumsdiskurs bisher unterbelichtet. 

Wir  haben  daher  Autor(inn)en  aus  wachstumskritischer  Bewegung,  Wissen-
schaft und Zivilgesellschaft mit unterschiedlichen konzeptionellen Ansätzen und
thematischen Schwerpunkten um Beiträge gebeten, die sich mit Ansätzen und Stra-
tegien von Postwachstumspolitik(en) auseinandersetzen:

◾ Inwiefern  kann  Politik,  könnten  spezielle  Politiken  einen  demokratischen
Übergang  beziehungsweise  Prozesse  des  Richtungswechsels  hin  zu  einer
Postwachstumsgesellschaft unterstützen? Wie kann das Dilemma politisch be-
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arbeitet werden, dass unter den Bedingungen der Dominanz eines expansiv-
konsumistischen Wachstums- und Wohlstandsmodells Alternativ-Visionen ei-
nes  wachstumsunabhängigen  guten  Lebens  und  sozialen  Fortschritts  mehr-
heitsfähig werden? 

◾ Welche konkreten Politiken und welche ersten Schritte in bestimmten Berei-
chen oder Problemfeldern sind denkbar und/oder aussichtsreich?

◾ Mit welchen Widerständen ist  zu rechnen und durch welche Strategien und
Akteurskonstellationen könnten sie überwunden werden?

Dieser Sammelband soll dazu beitragen,

◾ der Thematik »Postwachstumspolitiken« in Diskurs, Bewegung und Forschung
mehr Gewicht und öffentliche Aufmerksamkeit zu verschaffen,

◾ die vorhandenen Ansätze mit ihren kompatiblen oder konträren Antworten und
Lösungsversuchen stärker sichtbar zu machen, 

◾ den Dialog zwischen ihren Protagonist(inn)en anzuregen sowie 
◾ Impulse zu setzen, die Postwachstumsdebatten beziehungsweise die entstehen-

de Postwachstumsbewegung politisch konkreter und aktueller, auch diskursfä-
higer in Bezug auf relevante Problemfelder werden zu lassen.

Die Publikation soll nicht nur Fachöffentlichkeiten in Forschung und Lehre sowie
Studierende erreichen. Wir hoffen, dass sie ebenfalls anregend wirkt für politisch,
gesellschaftlich oder theoretisch Interessierte und Engagierte in den im Buch ange-
sprochenen Praxisfeldern, in der politischen Bildung, in sozialen Bewegungen, al-
ternativen Projekten und Initiativen, vor allem auch für Akteure und Sympathi-
sant(inn)en der sich im deutschen Sprachraum weiter herausbildenden Degrowth-
Bewegung.

Die 22 Beiträge können drei thematischen Komplexen zugeordnet werden.

I Fünf Beiträge reflektieren auf einer allgemeineren Ebene  Möglichkeiten und
Grenzen, Ambivalenzen und Bedingungen transformativer Politik.

◾ Welche Bedingungen sollten Postwachstumspolitiken erfüllen, um einen de-
mokratisch-mehrheitsfähigen Übergang zu einer Postwachstumsgesellschaft zu
unterstützen? Dazu entwickelt  Frank Adler Vorschläge. Grundsätzlich sollten
Postwachstumspolitiken geeignet sein, gleichgerichtete Prozesse eines struktu-
rellen und kulturellen (Richtungs-)Wandels zu unterstützen. Politisch können
sie Bedingungen fördern, die helfen, das hegemoniale Modell und Verständnis
von Wohlstand, Lebensqualität und sozialem Fortschritt  zu überwinden und
wachstumsunabhängigere Lebensweisen für die »Normalbevölkerung« attrak-
tiver machen. Indem solche Ziele bereits »heute« als erstrebenswert wahrge-
nommen (z.B. geschlechtergerechte Arbeitszeitverkürzungen) und deshalb in
breiten Allianzen erkämpft werden könnten, seien sie relativ unabhängig von
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der  politischen  Stärke  »expliziter«  Postwachstums-Protagonist(inn)en.  Zu-
gleich aber könnten sie deren Wirkungschancen ebenso erweitern wie die von
experimentellen Postwachstums-Nischen. Günstigenfalls und langfristig lösen
sie selbstverstärkende politische Effekte (z.B. indem wahlrelevante Minderhei-
ten entstehen) aus,  die  institutionelle  Reformen pro Postwachstum ermögli-
chen. 

◾ Ulrich Brand folgt mit einer Kritik des »kritisch-orthodoxen« Mainstreams in
der Debatte um sozialökologische Transformation, der nicht zu den Ursachen
der kritisierten Phänomene vordringe. Eine kritisch-emanzipatorische Perspek-
tive hingegen ziele vermittels einer transformativen Politik auf radikale Refor-
men,  die  geeignet  sind,  die  expansive  Wachstumslogik  der  kapitalistischen
Profit- und Konkurrenzwirtschaft zu begrenzen. Nicht nur Nischenexperimente
gelte es zu stärken, sondern auch alternative Modi zur herrschaftsförmigen Re-
gulation der Gesellschaft. Das schließt die Transformation von Subjektivitäten
und Wohlstandsmodellen ein, insbesondere die Überwindung der »imperialen
Lebensweise«.  Ein solch  umfassender Wandel erfordere eine transformato-
risch erweiterte Demokratie, die sich auch auf die sozialökologische Gestal-
tung von Wirtschaft bezieht. Anknüpfend an alltägliche Zumutungen, Debatten
und Konflikte könne ein breites Spektrum von Akteuren dafür mobilisiert wer-
den.

◾ Felix  Ekardt  und Uta von Winterfeld diskutieren  Suffizienz  als  normativen
Rahmen und politische Strategie. Für Felix Ekardt kann eine Postwachstums-
gesellschaft als unbeabsichtigte Nebenfolge von Suffizienz entstehen, also von
Verhaltensänderungen mit dem – mehr oder weniger freiwillig gewählten –  
Ziel  eines  genügsameren  Konsums.  Zugleich  aber  hat  es  Suffizienz  sehr
schwer,  allgemein  praktizierter  Lebensstil  zu  werden,  allein  schon weil  sie
quer zum wachstumsorientierten Wirtschaftsmodell  steht.  Aber auch soziale
und psychische Mechanismen und anthropologische Konstanten, keineswegs
nur kapitalismusspezifische Verhältnisse, erschweren ihre allgemeine Akzep-
tanz:  Normalitätsvorstellungen,  die  »Suffiziente«  zu  Sonderlingen  machen;
Gefühle, die rationale Kalküle überlagern und  – unter anderem  – wegen der
räumlich-zeitlichen  Distanz  zum  Gegenstand  klimabewusste  Suffizienz  er-
schweren. Aus dieser Perspektive argumentiert Ekardt gegen vereinfachende
Vorstellungen einer möglichen Diffusion suffizienter Lebensstile und plädiert
für suffizienzfreundliche politisch-rechtliche und ökonomische Steuerungsin-
strumente. Freiheitsbeschränkungen um der (z.B. ökologischen) Freiheitsvor-
aussetzungen anderer Menschen willen, hält er dabei für zulässig, insbesondere
auch mit Blick auf das Klimaproblem. 

◾ Uta  von  Winterfeld beleuchtet  die  Ambivalenzen  politisch  oder  normativ
durchgesetzter  Suffizienz  und  hinterfragt  entsprechende  Politiken  aus  herr-
schaftskritischer Sicht.  Staatliche Politik  sei  keineswegs neutraler  Mediator.
Sie sei selbst als Steuerstaat abhängig in die Wachstumsmaschinerie eingebun-
den und exekutiere  zugleich – versteckt  hinter  »Sachzwängen des  globalen
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Wettbewerbs« – deren »Erfordernisse« in  der  Sozialpolitik  als  repressiv er-
zwungene Suffizienz (z.B. Hartz IV). Im Unterschied dazu würde Suffizienz in
der Nachhaltigkeitspolitik sehr skeptisch behandelt, da sie weniger anschluss-
fähig an die – per se zu »Insuffizienz« neigenden Kapitallogiken sei – als etwa
»Effizienz«.  Aber  auch  an  Suffizienz  orientierte  Alternativvisionen  eines
wachstumsunabhängigen guten Lebens sind nicht automatisch emanzipativ – 
wenn sie etwa anderen aufgeherrscht werden sollen oder bestimmte Konzepte
zu alleinig richtigen deklariert werden. Ihr eigenes  Suffizienzverständnis ist
geprägt von Nussbaums Fähigkeitenansatz, der aber ein – politisch zu fördern-
des – ermöglichendes Umfeld benötige. 

◾ Corinna Burkhart, Nina Treu  und Matthias Schmelzer sehen die entstehende
Degrowth-Bewegung  und  transformative  Chancen  von  Postwachstums-
politiken im engen Zusammenhang mit emanzipatorischen sozialen Bewegun-
gen,  Strömungen  und  Initiativen.  Diese  verkörpern  ein  »Mosaik  der
Alternativen« für eine sozial-ökologische Transformation, die einen Paradig-
menwechsel beinhaltet. Gestützt auf die Untersuchung eines Ausschnitts dieses
bewegungs- und praxisnahen Umfelds der Postwachstumsszene identifizieren
sie wesentliche Gemeinsamkeiten in den Weltverständnissen, aber auch Unter-
schiede. Gerade wegen seiner internen Vielfalt sei dieses Mosaik der zentrale
Ort der Inspiration und Legitimation von Postwachstumspolitiken: Ein Kom-
pass,  an  dem  sie  sich  orientieren  sollten  und  ein  Resonanzraum,  in  dem
entsprechende politische Forderungen ausgehandelt, getestet und mit Druckpo-
tenzial  versehen werden können. Postwachstumspolitiken, die hier nicht an-
knüpfen, liefen Gefahr, expertokratisch, autoritär und wirkungslos zu werden.

II. In einem zweiten Block werden vor allem Querschnittsprobleme transforma-
tiver Postwachstumspolitiken thematisiert und Anschlussmöglichkeiten an ver-
wandte Debatten, Projekte, Bewegungen identifiziert.

◾ Dagmar Comtesse untersucht, wie durch eine Politisierung der »liberalkapita-
listischen  Anerkennungsstruktur«  »postkapitalistische  Subjektivierungswei-
sen« entstehen könnten. Sie entlarvt die »Neutralität« von Markt und Staat ge-
genüber den Lebensentwürfen der Individuen als Ideologem und zeigt, wie die
Genese des kapitalistisch-bürgerlichen Subjekts bis in die intimsten Bereiche
durch »Verwertbarkeit« geprägt ist. Wesentlich ist hierbei das »Leistungsprin-
zip«, indem es das menschliche Bedürfnis nach Vergleich und intersubjektiver
Anerkennung mit der individuellen Leistung verkoppelt. Inspiriert von Ideen
Rousseaus, entwickelt sie Vorschläge, wie die gegenwärtige Subjektivierungs-
weise  so  politisiert  und  demokratisiert  werden  kann,  dass  motivationale
Voraussetzungen  für  eine  Postwachstumsgesellschaft  entstehen  können:
Rechtsgleichheit  und  politische  Teilhabe  ausweiten,  enthierarchisieren,  das
Leistungsprinzip im Erziehungssystem in Frage stellen. Besonderes Gewicht
misst sie den »Nahbeziehungen« (Liebe, Freundschaft etc.) zu, in denen das
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»Streben nach dem Superlativ« sozial verträglich ausgelebt werden kann. Der
Schutz dieses Bereichs gegen produktivistische Übergriffe – etwa durch alter-
native Arbeits(zeit)formen, wie von Gewerkschaften gefordert – sei deshalb
sehr wichtig.

◾ Auch Christoph Sanders bewegt die Frage, wie die herrschende »Wachstums-
subjektivität« überwunden werden kann. Deren wesentliche Konkretionen sind
für ihn die Lebensstrategie  der »Ressourcenfixierung« (Rosa), das Leitbild des
»unternehmerischen  Selbst«  (Bröckling)  und die  neuzeitliche  »Naturbeherr-
schung«. Den Orientierungspunkt für eine Postwachstums-Alternative sieht er
in Rosas »resonanten Weltbeziehungen«. Degrowth-Politiken könnten einer-
seits die Entwicklung der dafür nötigen psychischen Ressourcen wie Genussfä-
higkeit,  Selbstwirksamkeit,  Achtsamkeit,  Solidarität  etc.  (Hunecke)  direkt
unterstützen. Andererseits sollten sie für ein förderndes Umfeld sorgen. Dafür
bedarf es grundlegender Umorientierungen etwa in der Arbeits- und Sozial-
politik auf Arbeitszeitverkürzung oder in der Bildungspolitik auf angstfreies
Lernen und kritisches Denken.

◾ Liebe und Resonanzfähigkeit sind auch für Maik Hosang Kräfte und Chancen
einer Selbstbefreiung aus der kulturellen Sackgasse »Überflussgesellschaft«.
Geleitet von einem Hegelschen Freiheitsverständnis und Bahros Vision einer
»herzoffenen Welthaltung« erkennt er utopisch scheinende Potenziale für Kul-
turen,  die  den  Hauptsinn  von  Wirtschaft  im  immateriellen  Wachstum  von
Kreativität, Liebe, Bewusstheit sehen. Diese integrative Sicht auf Freiheit und
Liebe als »Zusammengehen Seiner im Anderen mit sich selbst« (Hegel) seien
durch neuere naturwissenschaftliche und psychologische Erkenntnisse bestä-
tigt. Aus dieser Perspektive plädiert er für einen Brückenschlag der Postwachs-
tumsszene hin zu (humananthropologischen) Debatten, die sich um ein solches
integrales Transformationsverständnis bemühen. Interessante praktische Ansät-
ze in dieser Richtung sind für ihn unter anderem die Gemeinwohlökonomie
oder auch Initiativen, die Praxen emotionaler menschlicher Potenzialentfaltung
erproben.

◾ Jana  Flemming arbeitet  unterschiedliche  Sichtweisen  zwischen  Gewerk-
schaftsakteuren beziehungsweise den von ihnen repräsentierten Beschäftigten
und der Degrowth-Szene heraus und sucht nach Berührungspunkten zwischen
ihnen, auch um wechselseitige Vorurteile und soziale Distanzierungen zu über-
winden. So fehle in der Postwachstumsszene nicht selten der sozial sensible
Blick auf die Probleme der Gewerkschaften und auf die Interessen der von ih-
nen vertretenen Lohnarbeiter(inn)en. Ihr anders artikuliertes ökologisches oder
gesellschaftskritisches Bewusstsein werde oft verkannt. Andererseits seien ge-
sellschaftspolitische Gestaltungsziele in einer gewerkschaftlichen Politik rand-
ständig geworden, die sich auf Tarifpolitik und Lohnerhöhungen verengt habe.
Aber die  zunehmenden Kämpfe gegen Leistungsdruck,  für  gute  Arbeit  und
kürzere  Arbeitszeiten  könnten  Debatten  um  einen  wachstumsunabhängigen
Wohlstand und transformative Gewerkschaftsstrategien stärken. Sozialökologi-
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scher Strukturwandel, Wirtschaftsdemokratie und Umverteilung von oben nach
unten könnten wichtige gemeinsame Ziele von Gewerkschaften und Degrowth
sein.

◾ Frank Adloff informiert über Konvivialismus und lotet Gemeinsamkeiten mit
den Zielen Postwachstum und Degrowth aus. Der maßgeblich von französi-
schen Intellektuellen konzipierte Konvivialismus ist vor allem eine Vision des
Zusammenlebens, die auf die Qualität sozialer Beziehungen und des Verhält-
nisses zur Natur achtet, Utilitarismus und Wachstumsideologie ablehnt, Diffe-
renzen zurückstellt um einer gemeinsamen Alternative willen. Degrowth sieht
Adloff  als  ökonomische  Transformationsstrategie,  deren  Allianzfähigkeit
durch den integrativen Blickwinkel des Konvivialismus gewinnen und sich so
in  eine  breite  Reformbewegung zu  einer  konvivialen  Gesellschaft  einfügen
könne. Träger eines solchen Wandels sind für ihn Akteure, die – zunächst in
Nischen – gemeinschaftlich Alternativen eines »guten Lebens« erproben. Das
Degrowth-Netzwerk und die Gemeinwohlökonomie könnten den Kern eines
solchen neuen sozial-moralischen Milieus bilden. Politische Schritte zur konvi-
vialen Postwachstumsgesellschaft sollten vor allem die Abhängigkeit der Bür-
ger(inn)en von Märkten verringern, zum Beispiel durch den Ausbau des öf-
fentlichen Sektors oder ein bedingungsloses Grundeinkommen. 

◾ Aus einer »zeitökologisch-resonanztheoretischen Perspektive« zeigt  Fritz Re-
heis Möglichkeiten  für  einen  kontrollierten  Ausstieg  aus  dem herrschenden
Wachstumszwang und seinen Beschleunigungen und Entrhytmisierungen auf.
Orientiert ist seine Alternative an dem nötigen Zusammenspiel von zyklischen
und linearen Veränderungen. Diese haben je systemspezifische Eigenzeiten,
die  es  praktisch  anzuerkennen  gelte.  Die  dafür  angemessene  Strategie,  die
»Zeithygiene« auf der individuellen, gesellschaftlichen und ökologischen Ebe-
ne erfordere eine »Zeitpolitik«, die Rahmenbedingungen für den Schutz von
Eigenzeiten setzt, vor allem gegenüber dem Diktat der Wirtschaft. Eine zentra-
le Rolle für die Entwicklung von Kompetenz für die Beachtung von Eigenzei-
ten und das Handeln in einer zeitgemäßen Ökonomie spiele Bildung, befreit
von Anforderungen an ökonomische Verwertung.

◾ Andreas Siemoneit  und Oliver Richters hingegen konzentrieren sich in ihrer
Analyse auf die Marktökonomie und verorten den wesentlichen Wachstums-
zwang im dort wirkenden technischen Fortschritt. Durch ihn werde teure Ar-
beit durch preiswerte »Kapital-Energie-Kombinationen« ersetzt. Flankierende
staatliche  Wachstumspolitik  (z.B.  um  »technologische  Arbeitslosigkeit«  zu
verhindern) verstärkt diese Tendenz. Ein zweiter Wachstumszwang sei die Ak-
kumulation von privatem Reichtum und ökonomischer Macht von Unterneh-
men.  Beide  Tendenzen  forcierten  den  Ressourcenverbrauch,  widersprächen
aber  normativ  geteilten  Prinzipien  von  Marktwirtschaft  (z.B.  Wettbewerb,
Leistungsprinzip).  Ihnen  könne  nur  politisch-institutionell  entgegengewirkt
werden: einmal durch Obergrenzen für Ressourcenverbrauch nach dem Prinzip
»Cap and Trade«; zum anderen durch eine Begrenzung von Ungleichheiten
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durch eine entsprechende Steuerpolitik. Beide Transformationsansätze entsprä-
chen dem politischen Paradigma »Grenzen setzen statt Folgen tragen«. Eine
solche  Strategie,  die  Marktwirtschaft  vor Kapitalismus zu schützen,  sei  an-
schlussfähiger als völlig neue Logiken zu fordern, laufe aber faktisch darauf
hinaus.

III Im dritten Abschnitt setzen sich Autor(inn)en mit Möglichkeiten, Wegen und
Widerständen einer möglichen Postwachstums-Transformation in  ausgewähl-
ten Politikfeldern auseinander.

◾ Steffen  Liebig,  Christoph Köhler  und Robert  Koepp geben einen Überblick
über arbeitspolitische Ansätze im Postwachstumsdiskurs. Sie unterscheiden da-
bei zwei Richtungen: Einerseits die Orientierung an einer sozial-ökologischen,
grundlegenden Reformierung modern-arbeitsteiliger Lohnarbeit  und anderer-
seits alternative Arbeitskonzepte eines Abbaus von Lohnarbeit zugunsten der
Stärkung nicht-monetärer Formen wie Subsistenz- und Bürgerarbeit. Diese Mi-
kro-Produktionsweisen hätten allerdings ein Skalierungsproblem, da 90 Pro-
zent  von  Lohnarbeit  abhängig  seien  und  zudem  die  Eigentumsverhältnisse
nicht dazu passten. Ihre Vorschläge richten sich daher auf »verteilungs-« und
»kultursensible«  Arbeitspolitiken,  die  gleichzeitig  ökologischen  Fortschritt
bringen: Eine generelle  Arbeitszeitverkürzung mit  Lohnausgleich für  untere
und mittlere,  aber Einbußen für  höhere Einkommen, sowie eine Politik  des
»gezielten sektoralen Wandels« hin zu mehr Care-Arbeit. Für das Weniger-Ar-
beiten etwa gebe es in Teilen der Arbeitnehmerschaft durchaus Zustimmung,
aber auch Widerstände. Ohne organisierte Interessenvertretung durch Gewerk-
schaften aber sei dies machtpolitisch nicht durchsetzbar.

◾ Einen alternativen Ansatz der »Arbeitspolitik«, der die beiden bei Liebig et al.
geschilderten Stränge verbinden könnte, vertritt  Ulrich Schachtschneider mit
seiner Begründung des Grundeinkommens als gastliches Umfeld für ein Arbei-
ten jenseits des Produktivismus. Es fördere eine Reform der Verhältnisse in der
Erwerbsarbeit, aber ebenso den Wandel zur Tätigkeitsgesellschaft jenseits von
ihr. Mit  der Verhandlungs- und Gestaltungmacht des Grundeinkommens im
Rücken werden – je nach individueller Präferenz – Arbeitszeitverkürzung, hö-
here  Bezahlung  im  Niedriglohnsektor,  aber  auch  Freiräume  für  Subsis-
tenz-  und Gemeinschaftsarbeit  leichter  durchsetzbar.  Durch  eine ökologisch
orientierte Finanzierung wird insbesondere der sektorale Wandel zu zeitauf-
wändigen, aber ressourcenarmen Care-orientierten Tätigkeiten ökonomisch be-
günstigt. Weiter wird argumentiert, dass die mit Grundeinkommen erreichbare
Existenzsicherheit und die entstehende größere soziale Gleichheit ein gastli-
ches Umfeld für den kulturellen Wandel von der Haben- zur Seins-Orientie-
rung bedeutet.  Durchgesetzt werden könne diese radikale Reform allerdings
nur schrittweise, da die Individuen und die gesellschaftlichen Institutionen Zeit
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zur Anpassung an die  durch das Grundeinkommen induzierten grundlegend
veränderten Preis- und Wertrelationen für Arbeit und Konsum bräuchten.

Vier Beiträge drehen sich um Reformvorschläge für eine postwachstumstaugli-
che Regulierung des Marktes. 

◾ An der Geld- und Finanzmarktpolitik setzt der Beitrag von Helge Peukert an.
Die Geldschöpfung als der »archimedische Punkt« des Geldsystems müsse den
Privatbanken entrissen und als Vollgeld (Huber)  von der öffentlichen Hand
wirksam – der politisch erwünschten Größe des BIP entsprechend – demokra-
tisch  kontrolliert  werden.  Jede  Investitionen  ermöglichende  Kreditvergabe
durch private Banken wäre hingegen an Sparvorgänge, das heißt einen Kon-
sumverzicht,  gebunden.  Zusammen  mit  weiteren  Finanzmarktreformen  wie
Größenbegrenzung von Banken, Finanztransaktionssteuer,  Verbot von Leer-
verkäufen etc. soll das Geld- und Finanzsystem entschleunigt und auf seine
Dienstleistungsfunktion zurückgeführt werden. Die beste Lösung wären globa-
le  Vereinbarungen,  die  zweitbeste  solche  auf  EU-Ebene.  Die  Durchsetzung
kollidiere  allerdings  mit  einem »hegemonialen  Handlungs-,  Interessen-  und
Meinungskartell« aus Wohlhabenden und Reichen, drittmittelfinanzierter Wis-
senschaft und Großen Koalitionen, wenn auch in der Zivilgesellschaft sich In-
itiativen mehrten, die sich solchen Reformen gegenüber verpflichtet fühlten.

◾ Damian Ludewig zeigt, mit welchen Instrumenten und Effekten eine konse-
quente Ökologische Finanzreform über einen öko-effizienten Strukturwandel
auch den Weg in eine Postwachstumsökonomie ebnen könnte. Vor allem aber
wäre sie leichter politisch durchsetzbar als explizite Degrowth-Strategien. Sie
genieße breitere Akzeptanz in der Bevölkerung und Politik sowie bei Gewin-
nern einer ökologischen Modernisierung. Denn sie wird nicht mit »Verzicht«
assoziiert und sei auch nicht zwangsläufig mit »Wachstumseinbußen« verbun-
den.  Im Gegenteil,  durch  eine  sozial-ökologisch  sinnvolle  Verwendung der
Einnahmen  (z.B.  zur  Finanzierung  eines  Ökologischen  Grundeinkommens)
könne sie auch sozial attraktiv gestaltet werden. Deshalb ermöglicht sie breite
Bündnisse,  auch  mit  Gewerkschaften  und  Protagonist(inn)en  eines  Green
Growth.  Er  empfiehlt  der  Degrowth-Bewegung,  die  Frontstellung  zu Green
Growth aufzugeben und die ersten Schritte zu einer nachhaltigen Wirtschafts-
weise – unter dem Label der »sozial-ökologischen Transformation« – gemein-
sam mit ökologischen Modernisierern zu gehen.

◾ Jana Gebauer, Dirk Posse und Steffen Lange stellen die Frage, warum Unter-
nehmen  unter  den  derzeitigen  Rahmenbedingungen  sich  mehrheitlich  für
Wachstum und gegen sozial und ökologisch verträgliches Verhalten entschei-
den (müssen). Die Realisierung von Vorteilen im Wettbewerb basiere häufig
auf der  Externalisierung ökologischer und sozialer  Kosten,  der Generierung
zusätzlicher Nachfrage durch Werbung und der sich aus der Unternehmensver-
fassung ergebenden Orientierung am Shareholder Value. Um die Praxis von – 
aufgrund besonderer  Motivationen  und Aktivitäten  –  heute  dennoch bereits
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postwachstums- und gemeinwohlorientierten Unternehmen verallgemeinern zu
können, begründen die Autor(inn)en Reformvorschläge für eine Internalisie-
rung der Kosten durch Ökosteuern, eine Regulierung von Werbung und Pro-
duktstandards sowie Reformen bei den Unternehmensverfassungen, die eine
Umorientierung unternehmerischen Handelns weg vom reinen Gewinnstreben
stützen. Verbündete für diese Ansinnen seien in der Umweltbewegung, beim
Verbraucherschutz und Arbeitnehmer-Vertretungen, aber auch bei den Organi-
sationen kleiner und mittlerer Unternehmen und dem Handwerk zu finden.

◾ Ebenfalls um die Rahmenbedingungen für Unternehmen geht es im Beitrag
von Norbert Bernholt und Harald Bender. Sie entwickeln Vorschläge für eine
Reform der Unternehmensverfassung wie die Pflicht zur Bilanzierung außer-
monetärer sozialer und ökologischer Erfolgskriterien (angelehnt an das Modell
der Gemeinwohlökonomie von Felber), ihre Kopplung an Steuervorteile, die
Partizipation von Anspruchsgruppen durch Räte auf Unternehmens -und Regi-
onsebene sowie eine sukzessive »Neutralisierung des Kapitals« zugunsten der
Beschäftigten und der öffentlichen Hand. Eine Umsetzung mache allerdings
nur auf europäischer Ebene Sinn. Dort gäbe es bereits Initiativen des europäi-
schen Parlaments und der EU-Kommission (Social Enterprises Initiative, Soci-
al Business Initiative, Non-Financial Reporting Initiative), die bei aller Skepsis
beim Wort genommen werden sollten und »Räume für solidarische Unterneh-
mensformen« schafften. Zu unterstützen sei auch das »Europäische Forum so-
zialer und solidarischer Ökonomie«. Die europäische Debatte über die Öffnung
hin zu neuen Unternehmenskonzepten und Wirtschaftsformen als Alternative
zur globalisierten Konkurrenzwirtschaft müsse als Chance für die Entwicklung
europäischer Demokratie und europäischer Volkssouveränität begriffen wer-
den. 

◾ Von der Gestaltung des bisher stark wachsenden Gesundheits- und Pflegesek-
tors in einer Postwachstumsgesellschaft handeln die nächsten beiden Beiträge.
Eva Lang und Theresia Wintergerst  plädieren dafür, Sorge zu gewährleisten
durch eine Förderung der »Diversität verschiedener Reziprozitätsmuster«. Statt
nur Kauf auf dem Markt zählen sie dazu staatliche, zivilgesellschaftliche und
familiäre Solidarität sowie genossenschaftlich organisierte Tausche. Es komme
auf eine »intelligente Koodination« dieser verschiedenen Tauschmuster, einen
stets neu auszuhandelnden »Bürger-Profi-Mix« an. Dafür seien institutionell
etablierte  Koordinations-  und  Austauscharenen  nötig,  in  denen  Bürger  und
Bürgerinnen Sorgeleistungen austauschen können. Mögliche, aber im Prinzip
überwindbare Widerstände auf diesem Weg der Abkehr von der wachstums-
treibenden Dominanz marktförmig organisierter Pflege sehen sie unter ande-
rem  in Befürchtungen über eine Gefährdung der Professionalisierung, eine
Bemäntelung von Ausbeutung und Mindereinnahmen des Steuerstaates. 

◾ Hans-Peter Studer sieht die Ursachen für den Wachstumstreiber Gesundheits-
wesen einerseits in der ungesunden »materialistischen« Lebensweise, anderer-
seits in daran ansetzenden Geschäftsinteressen der Wachstumswirtschaft.  30
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Prozent aller Krankheiten etwa seien durch das Gesundheitswesen selbst er-
zeugt  oder  verschärft  worden.  Entsprechend plädiert  er  für  eine  »Maßwirt-
schaft«  mit  Obergrenzen  für  Einkommen  und  Gewinn,  in  der  Klein-  und
Mittelbetriebe dominieren und entschleunigt weniger gierig und materialistisch
agieren und dadurch Krankheitsursachen reduziert werden. Zusätzlich sollen
finanzielle Anreize die »Mitverantwortung« der Leistungserbringer(innen) und
Patient(inn)en für einen »kostenbewussten« Umgang mit Medizin fördern. Nö-
tig sei eine Kombination »hoher Freiheitsgrade« (etwa zur Wahl von Alterna-
tivmedizin)  mit  »Solidarität«  und »Eigenverantwortung«.  Den  Weg dorthin
könne nur ein Land als »Pionierstaat« vorausgehen, durchgesetzt werden müs-
se dies gegen politische und wirtschaftliche Eliten durch direkte Demokratie
von unten, wie Beispiele aus der Schweiz zeigten.

◾ Wie Strategien für Postwachstum beim Bauen und im Stadtwandel »suffizienz-
politisch« durchgesetzt werden können, diskutiert Daniel Fuhrhop. Allein An-
reize, das Vorhandene besser zu nutzen, seien nicht ausreichend. Bauen sollte
auch durch Verbote begrenzt werden. Dazu müssten vorhandene Regulierun-
gen erweitert, strenger gefasst und konsequenter praktiziert werden. Geeignet
dafür wären zum Beispiel Moratorien für Neubau in Gebieten mit stagnieren-
der und schrumpfender Bevölkerung und entsprechenden Leerständen, ebenso
Schutzregeln für Freiflächen in Städten und gegen eine Zersiedlung der Land-
schaft. Der Einstieg in eine Flächenkreislaufwirtschaft könne mit Planungsvor-
gaben  erreicht  werden,  die  Versiegelung  nur  in  dem  Maße  erlauben,  wie
entsiegelt wurde. All das wären Schritte zu einer ressourcenschonenden Post-
wachstumsökonomie ohne Arbeitsplatzverluste, die sich auf vielfältige Initiati-
ven von Bürgern stützen könne und deren Lebensqualität verbessere.

◾ Michael Kopatz begründet, wie durch eine erweiterte – gezielt auch kooperati-
ve  Wirtschaftsformen und regionale  Wirtschaftskreisläufe  unterstützende  –  
kommunale Wirtschaftsförderung Regionen wachstumsunabhängiger,  krisen-
fester  und  lebenswerter  werden  können.  Sein  Ausgangspunkt:  Es  gibt  eine
Vielfalt von lokal oder regional ausgerichteten gemeinwohl- und nicht wachs-
tumsorientierten Unternehmen, Initiativen und Einrichtungen, die erheblich zu
ökonomischer Stabilität und Lebensqualität vor Ort beitragen,  bisher jedoch
außerhalb des Gesichtskreises traditioneller Wirtschaftsförderung liegen. Sie
könnte eine »Wirtschaftförderung 4.0« mit unterschiedlichen Methoden (z.B.
Aufbau  von  Kooperationen)  unterstützen.  Beispiele  zeigten,  wie  durch  das
politische  Engagement  von  Kommunen  (z.B.  für  die  Regionalwährung
»Chiemgauer«), solche zunächst stark von idealistischen Motivationen abhän-
gige  Initiativen  ihren  Wirkungsradius  spürbar  erweitern  können.  Die  Wirt-
schaftsförderung 4.0, die – hierin den Strategien von Ludewig und Fuhrhop
ähnlich – ohne explizite Wachstumskritik agiert, brauche Rückhalt bei Hand-
werks- und Handelskammern ebenso ebenso wie die treibende Kraft von zi-
vilgesellschaftlichen  Institutionen  wie  Gewerkschaften,  Kirchen,  Verbände,
Vereine und Schulen.
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Zusammenfassend können wir sagen, dass in allen Beiträgen – aus unterschiedli-
chen Perspektiven und mit verschieden großem »Nachdruck« – unsere Prämisse als
Herausgeber, dass Postwachstumspolitiken unabdingbar sind für eine sozial-ökolo-
gische  Transformation  in  Richtung  Postwachstumsgesellschaft,  mit  vielfältigen
Argumenten unterstützt wird. Der Tenor: So erfreulich und ermutigend es auch ist,
dass sich eine Szene und Community von engagierten Personen und Initiativen pro
Postwachstum entwickelt,  die  sich nicht  nur  verbal  zu dieser  Vision  bekennen,
sondern sie auch leben möchten, so wenig wahrscheinlich ist es, allein auf die Dif-
fusion, die epidemische Ansteckung dieser Nischen-Projekte zu setzen, um post-
wachstumsfreundliche gesellschaftliche Verhältnisse zu erreichen.

Auch eine verstärkte gesellschaftliche Ausstrahlung dieser Aktivitäten und Mi-
lieus oder noch überzeugendere Argumente einer Postwachstums-Aufklärung wer-
den das kaum grundsätzlich ändern. Dem stehen dominante soziale Mechanismen
und Strukturen  gegenüber:  Normalitätsvorstellungen  von Wohlstand  und gutem
Leben, soziale Distinktion und Distanzierungen gegenüber dem sozial-moralischen
Trägermilieu  postwachstums-alternativer  Lebens-  und  Gesellschaftsentwürfe;
Eigentums-  und  Verteilungsverhältnisse;  (Finanz-)Marktstrukturen;  Machthierar-
chien; Praktiken der Externalisierung sozialer und ökologischer Kosten; Zeitver-
hältnisse  etc..  Deshalb  sind  transformative  Postwachstumspolitiken  wichtig,  die
durch Reformen und politischen Druck solche Hürden (sukzessive) reduzieren und
abbauen, und so erste Schritte eines Richtungswechsels leichter und unabhängiger
von »Postwachstums- Überzeugungen« machen. 

Der  politische Weg aus dem Dilemma, handlungsprägende Wachstumsstruktu-
ren durch mehrheitsfähiges politisches Handeln auf demokratische Weise verän-
dern  zu  müssen,  wird  in  den  Beiträgen  auf  verschiedene  Weise  gedacht,  zum
Beispiel

◾ durch direkte Demokratie Diskurse zu verändern und latente Mehrheiten wirk-
sam zu machen,

◾ durch zivilgesellschaftlichen Druck Regierungshandeln zu beeinflussen,
◾ durch mehr und andere Bildung die persönliche Reflexion zu erhöhen und an-

dere Lebens-Orientierungen zu ermöglichen,
◾ durch  Auseinandersetzung  beziehungsweise  politischen  und  ökonomischen

Kampf Alternativen zu popularisieren und durchzusetzen,
◾ durch Diskursintervention Alternativen bekannt zu machen,
◾ durch kleine Schritte Einstiege zu schaffen, 
◾ durch nicht expliziten Bezug auf Postwachstum Koalitionen für Reformpoliti-

ken zu verbreitern. 

Die auf diesen verschiedenen Wegen zu verfolgenden Postwachstumspolitiken las-
sen sich – unter anderem – Reformstrategien in den folgenden Politikfeldern zuord-
nen: 
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◾ durch Reform der Sozialpolitik die Handlungsbedingungen und Wertorientie-
rungen der Einzelnen ändern  (z.B. Grundeinkommen, Arbeitszeitreduzierung,
Umverteilung),

◾ durch Reform des Marktdesigns die ökonomischen Handlungsbedingungen für
Unternehmen und Konsument(inn)en ändern (z.B. Ökosteuer, Werbe- und Pro-
duktregulierungen,  partizipative  Unternehmensverfassungen,  Geldmengenbe-
grenzung, Gewinn-und Verbrauchsobergrenzen),

◾ durch neue Institutionen nicht-monetäre Formen des Austauschs stärken (z.B.
Austauscharenen für Pflege, alternative Wirtschaftsförderung, Ausbau öffentli-
cher Sektor),

◾ durch Reform demokratischer Institutionen Verständnis und Verantwortungs-
übernahme fördern (z.B. Bürgerbeteiligung, Volksabstimmung),

◾ durch Reform des Bildungswesens Subjektivierungen und Fähigkeiten verän-
dern (z.B. angstfreies Lernen, kritisches Denken als Bildungspraxis).

Natürlich kann dies keinen erschöpfenden Katalog darstellen. Es fehlen etwa expli-
zite Strategien zur Änderung der Geschlechterverhältnisse oder auch solche zur
Diskussion der Rolle des Staates in einer Postwachstums-Transformation. Hierzu
hatten wir Beiträge angefragt, die aus persönlichen Gründen leider nicht zustande
kommen konnten. Dennoch wird die mögliche Einleitung eines Richtungswechsels
deutlich – hin zu einer ökonomischen Rationalität,  die an Gebrauchswerten und
Bedürfnissen, einem sparsamen Umgang mit Lebenszeit und Natur orientiert ist,
im Reproduktionsprozess  räumlich-zeitliche  Fernwirkungen so weit  als  möglich
berücksichtigt sowie Eigenzeiten und -logiken anderer Bereiche achtet und von ei-
nem Menschenbild ausgeht, in dem auch kooperative und altruistische Verhaltens-
weisen einen angemessenen Platz haben.

All dies könnte zudem Herrschaft abbauen, damit auch Erfahrungen von Ent-
fremdung, Kontrollverlust, Existenzangst einschränken zugunsten von erlebter ge-
sellschaftlicher  Anerkennung,  von  Selbstwirksamkeit.  Damit  würde  subjektiven
Wachstumstreibern wie etwa kompensatorischen Bedürfnissen nach Statuskonsum
Nährboden entzogen. Aber auch der strukturelle Wachstumsdruck würde dadurch
und mit den entsprechenden institutionellen Rahmenbedingungen geringer.

Ob die nicht geringen Hürden auf dem Weg in eine Postwachstumsgesellschaft
demokratisch überwunden werden können, ist unseres Erachtens maßgeblich davon
abhängig,  dass  eine  breite  Allianz von  sehr  unterschiedlichen  Akteuren  dafür
entsteht und politisch handlungsfähig wird. Das Spektrum umfasst Degrowth-über-
zeugte Aktivist(inn)en aus sozialen und ökologischen Bewegungen und Alternativ-
projekten, deren Forderungen und provokante Slogans nicht mehrheitsfähig sein
müssen,  Wissenschaftler(innen),  Netzwerke im formell  politischen Raum, sozial
und keineswegs immer an Wachstum orientierte Unternehmen. Und es sollte auch
offen  sein  für  kritische  Anhänger(inn)en  althergebrachter  sozialdemokratischer,
konservativer oder liberaler Weltanschauungen, aufgeklärte beziehungsweise be-
sorgte Teile der »Eliten« und gegenüber denjenigen, die sich nicht abschotten ge-
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genüber  jeglichen  ökologischen  Modernisierungsprojekten.  Die  Basis  für  eine
weitgefächerte  Allianz müsste  sich im Prozess selbst  – zum Beispiel  durch die
»Gewinner(innen)« eines sozial-ökologischen Strukturwandels – erweitern. Ohne
ein  »Angebot«  eines  befreiteren  Arbeitslebens  und  eines  »zeitwohlständigen«
Alltags etwa wird die nötige Einbeziehung relevanter Teile der Arbeitnehmer(in-
nen)schaft  oder zumindest  deren passive Akzeptanz für  Postwachstumspolitiken
kaum gelingen.

Das verweist zugleich auf das heikle Problem, wie in einer potentiell breiten und
offenen Allianz mit Differenzen umgegangen wird. Die Kunst wird darin bestehen,
dogmatische  Grabenkämpfe (»wie konsequent anti-kapitalistisch,  anti-konsumis-
tisch, anti-Wachstum bist du«) oder die Verklärung der eigenen Vision, des eige-
nen Wegs, des eigenen Degrowth-Lebensstils zum einzig Richtigen zu vermeiden
und den Kompromiss, das grundsätzlich und praktisch Gemeinsame in den Vorder-
grund zu stellen, ohne durch Tabus notwendige, lebendige, auch für »Außenstehen-
de« anziehende Debatten zu verhindern. 

Eine thematisch weit gefächerte Bestandsaufnahme, wie sie mit den 22 Beiträgen
vorliegt, macht auch weiße Flecken, offene Probleme und Forschungsfelder sicht-
bar. Einige seien abschließend angedeutet:

◾ Der Transformationsprozess in Richtung Postwachstumsgesellschaft ist einer-
seits hinsichtlich Tiefe und Umfang des Wandels historisch beispiellos, nur be-
grenzt  analysierbar  oder  gar  vorausseh-  und steuerbar.  Zugleich  aber  ist  er
ohne bewusste, demokratische Gestaltung schwerlich vorstellbar. Was ergibt
sich  daraus  für  die  Möglichkeiten  wissenschaftlicher  Analyse,  gestaltender
Politik und intendierten Akteurshandelns?

◾ Was bedeutet dies für die Rolle des Staates im Transformationsprozess; unter
Voraussetzung welcher »Selbsttransformationen« kann er sie progressiv aus-
füllen; inwiefern sind hier national spezifische Traditionen wichtig (z.B. im
Vergleich Deutschland oder Nordeuropa zu südeuropäischen Ländern mit stär-
ker anarchistischen Wurzeln)? 

◾ Was ist die geeignete Ebene für einen sukzessiven Ausstieg aus den Konkur-
renz- und Wachstumszwängen und dafür geeignete transformative Politiken – 
die Region, der Nationalstaat, Europa … ? Ist die Frage so allgemein über-
haupt sinnvoll gestellt? 

◾ Könnten Komplexität und Konfliktpotenzial einer Postwachstums-Transforma-
tion reduziert werden, indem die »Ankunftsgesellschaft« gedacht wird als eine
nur locker vernetzte Gesamtheit friedlich koexistierender Einheiten oder Ge-
meinschaften, die sich in ihren Werten und sozial-ökonomischen Lebensfor-
men  deutlich  unterscheiden,  was  einen  gemeinsamen  Postwachstums-
Übergang von Akteuren mit differierenden Zukunftsvorstellungen erleichtern
könnte? Insofern dies aber als Dualität zwischen einem globalisierten und ei-
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nem lokal-regional und subsistenzorientierten Bereich imaginiert wird – wie
sind hier Kooperation und Augenhöhe auf Dauer möglich? 

◾ Auch wenn eine  Postwachstums-Transformation  in  Gänze  historisch  präze-
denzlos ist: Könnten dennoch problemorientiert angelegte Querschnittsanaly-
sen zu  historischen Umbruchsprozessen  (z.B.  zur Elitendifferenzierung)  per
Analogieschluss Anregungen für Gestaltungsprobleme und -optionen bieten? 

◾ Einige im Buch und auch sonst in der Postwachstums-Debatte vorgeschlagene
Reformen (z.B. diverse Formen von (Wirtschafts-)Demokratie) haben – ebenso
wie einige ihrer Begründungen (z.B. als notwendig, um kompensatorische etc.
Bedürfnisse  als  Wachstumstreiber  zu  überwinden)  –  eine  längere  Vor-Ge-
schichte. Inwiefern sind sie für heutige, durch die neoliberale Revolution mo-
difizierte Subjektivitäten (noch) attraktiv und anschlussfähig, was von einigen
Autoren bestritten wird (z.B. Blühdorn); wie sieht das bei unterschiedlichen
Milieus aus? Hier könnten empirische Analysen hilfreich sein. 

◾ Mitunter klingt eine gewisse Krisenerwartung als Auslöser oder Katalysator ei-
ner Postwachstums-Transformation an. Aber: Ist das gesellschaftsverändernde
Potenzial einer Krise nicht »vorbestimmt« durch die zuvor akkumulierten Be-
wegungskräfte, Konzepte, Akzeptanzen etc.? Und sind die in einer wirklich
existenziellen Krisensituation entwickelten solidarischen Ansätze nicht  doch
nur Not-Lösungen? Wird in solchen Krisenerwartungen nicht das politisch mo-
bilisierbare  Transformationspotenzial  eines  allmählichen  »Herauswachsens«
unterschätzt?

Wie auch immer diese und andere Fragen weiter bearbeitet werden – wir hoffen,
mit  diesen Buch dem Diskurs über und der Praxis  von Postwachstumspolitiken
einen Impuls geben zu können und bedanken uns bei den Autor(inn)en für ihre
Beiträge und ihre Bereitschaft, ihre Sichtweise und Argumente auf jeweils etwa
zwölf Seiten darzulegen. Wir hoffen, dass durch diese »Suffizienz« die Beiträge
aber gleichzeitig an Übersichtlichkeit gewonnen haben.

Dank gebührt ebenfalls Heidrun Beschow für ihre Hilfe beim abschließenden
Lektorieren sowie der Rosa-Luxemburg-Stiftung für die unkomplizierte Förderung
bei den Druckkosten. Ein wenig materielle Hilfe ist keineswegs alles, aber auch für
Postwachstums-Ansinnen hilfreich.

Frank Adler, Chorin
Ulrich Schachtschneider, Oldenburg

im November 2016
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Postwachstumspolitiken – Wege, die
Landschaften verändern*

Abstract

Demokratisch orientierte Postwachstumspolitiken (PWP) setzen politisch handeln-
de Akteure mit  Wertvorstellungen von Wohlstand, gutem Leben und Fortschritt
voraus, die aber erst im Prozess und als Ergebnis einer Transformation zum Post-
wachstum (PW) hegemonial werden können. Warum sollten »kritische Massen«
anderes wollen als eine relative Verbesserung im Rahmen der herrschenden Nor-
malität von »gut«? Wie müssten deshalb PWP beschaffen sein, um diesen Wider-
spruch zu bearbeiten und einen demokratisch-mehrheitsfähigen Übergang zu einer
Postwachstumsgesellschaft  zu  erleichtern?  Dazu  werden  Vorschläge  entwickelt.
Grundsätzlich sollten PWP geeignet sein, Wachstumsdynamiken – vor allem sozial
und ökologisch besonders problematische – einzuhegen oder zu substituieren. Zu-
gleich müssten sie einen kulturellen Wandel fördern, der das hegemoniale Modell
und Verständnis von Wohlstand, Lebensqualität und sozialem Fortschritt überwin-
det und wachstumsunabhängigere Lebensweisen für die »Normalbevölkerung« at-
traktiver macht. Durchsetzbar sind solch transformative PWP nur, wenn sie an-
knüpfen an Bedürfnissen, Debatten, Reformvorschlägen und Kämpfen, die breite
Allianzen ermöglichen, somit nicht angewiesen sind auf die politische Stärke von
»expliziten« Degrowth-Protagonist(inn)en, zugleich aber deren Wirkungschancen
verbessern.

1 Widersprüche einer demokratischen
Postwachstums-Transformation

Schwierigkeiten eines Übergangs zu einer Postwachstumsgesellschaft (PWG) re-
sultieren  zunächst  aus  seinem gesellschaftlichen  Inhalt.  Die  Vision  einer  PWG

* Für Hinweise zum Text danke ich U. Brand, S. Liebig, U. Schachtschneider, M. Schmelzer.
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beinhaltet einen tiefgreifenden und umfassenden strukturellen und kulturellen Ein-
schnitt, dessen Dimensionen oft mit dem Übergang zur Moderne oder zur indus-
triekapitalistischen  Produktionsweise  verglichen  wird.  Die  Steigerungslogik  der
westlichen Moderne und die damit einhergehenden Herrschaftsverhältnisse, Sub-
jektivitäten und Alltagsroutinen sollen überwunden werden, nicht nur deren spezi-
fisch kapitalistische »Auswüchse«. Gesellschaftliche Stabilität, sozialer Fortschritt,
Wohlstand sollen unabhängig von ökonomischem Wachstum gesellschaftlich defi-
niert,  für  alle  ermöglicht  und  dauerhaft  gesichert  werden  können.  Durch  diese
grundlegende  Richtungsänderung  gesellschaftlicher  Entwicklung  und  ihren  alle
Bereiche umfassenden Charakter geht die PW-Perspektive über das hinaus, was zu-
meist als »sozial-ökologische« oder »Große Transformation« (z.B. WBGU 2011)
diskutiert wird (vgl. U. Brand in diesem Band).

Dazu  kontrastieren  wesentliche  Charakteristika  des  Verlaufs einer  solchen
Transformation. Sie wird vorgestellt als ein in seiner Grundrichtung intendierter,
demokratischer und friedlicher, also von maßgeblichen Akteuren hegemonial ge-
wollter  Übergang.  Im  Unterschied  zu  historischen  Einschnitten  vergleichbarer
Dimension, die sich mehr oder weniger »hinter dem Rücken der Individuen«, »na-
turwüchsig« (Marx) vollzogen, ist ein solch tiefgreifender und emanzipatorischer1

Wandel nur (wünschenswert) vorstellbar als ein in seinen grundlegenden Konturen
gestalteter, allerdings nicht voraussehbarer oder gar zentral gesteuerter, sich tastend
vorwärts bewegender Prozess, wofür es kein historisches Vorbild gibt. Anders als
die politischen und sozialen Revolutionen der vergangenen 330 Jahre speist sich
der  Impuls  für  die  Konstitution  seiner  Akteure  und ihr  revolutionäres  Handeln
nicht primär aus Gefühlen, politisch unterdrückt oder sozial benachteiligt zu sein.
Diese Phänomene gibt es auch heute in den »entwickelten« Ländern. Aber Aufbe-
gehren dagegen findet hauptsächlich als Kampf um mehr Teilhabe im Rahmen des
gegebenen Gesellschaftssystems statt. Und die (Herrschafts-)Verhältnisse, die es in
einer PW-Transformation letztlich zu überwinden gilt (Naturbeherrschung, »Ver-
betriebswirtschaftlichung«  aller  Lebensbereiche,  Konkurrenz,  Waren-  und  Kon-
sumfetischismus etc.) werden weniger als Unterdrückung, sondern eher als unver-
meidliche »Sachzwänge« oder Kehrseiten des Fortschritts und seiner Verheißun-
gen auf Wohlstand und technische Innovationen hingenommen, für die es zudem
systemkonforme, aber auch individuelle Lösungen und Auswege gibt.  Die Ver-
laufsform »demokratisch«2 impliziert die unmittelbar praktische Beteiligung vieler

1 Anders hingegen, wenn der Übergang zu einer PWG lediglich als schrittweise oder disruptiv-
krisenhafte Anpassung an eine »säkulare Stagnation« (D´Alisa et al. 2016) ökonomischen
Wachstums gedacht wird.

2 Nicht erstrebenswert, aber vielleicht sogar wahrscheinlicher sind autoritäre Übergange zu ei-
nem wachstumslosen  Gesellschaftstyp  – z.B.  nach  einer  ökologisch-sozialen Katastrophe
oder als allmähliche »Anpassung« an einen Zustand ohne verteilbare abpuffernde »Zuwäch-
se«, der heftige Konflikte induziert, die dann (zeitweilig) autoritär »stillgelegt« werden. De-
mokratisch-egalitäre, emanzipatorische Transformationen wären dann höchstens sekundär in
einer vermutlich arg verarmten Zivilisation und Natur möglich.
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an der bewussten Gestaltung des Transformationsprozesses,  zumindest  aber das
mehrheitliche beziehungsweise hegemoniale Gewolltsein und die Akzeptanz dieser
Richtungsänderung. Beides ist keine bloße Zutat, sondern essenzielle Bedingung
umwälzender »revolutionärer  Praxis« als  Prozess des »Ändern(s)  der  Umstände
und der menschlichen […] Selbstveränderung« (Marx [1845],1969, S. 6).

Eine PW-Transformation verkörpert somit einerseits einen zutiefst politischen
Anspruch und sie ist  selbst  ein höchst  politischer Prozess: Bislang sich »natur-
wüchsig«  reproduzierende,  markt-  und  herrschaftsförmig  regulierende  Entwick-
lungslogiken werden zum Gegenstand politischer Willensbildung, demokratischer
und bewusster  Gestaltung.  Aber  gerade  deshalb  ist  dieser  Prozess  auch  wider-
sprüchlich, gar dilemmatisch. Er setzt politisch handelnde Akteure mit Wertvor-
stellungen von Wohlstand, gutem Leben und Fortschritt voraus, die »massenhaft«
erst in einer PW-Transformation entstehen können.  

Denn um letztlich Mehrheiten für einen solchen demokratisch zu beschreitenden
Entwicklungspfad zu gewinnen, muss er ihnen als attraktiv und erstrebenswert er-
scheinen, ein »besseres Leben« verheißen. Aber die herrschenden Maßstäbe von
»Attraktivität« sind durch die gegebenen hegemonialen Normal-Vorstellungen von
Wohlstand, Bedürfnisbefriedigung, Aufstieg, Fortschritt vorgegeben. Und sie wer-
den  ständig  –  allerdings  keineswegs  widerspruchsfrei  –  praktisch  reproduziert.
Warum also sollten »kritische Massen« mehr wollen als eine relative Verbesserung
im Rahmen der herrschenden Normalität von »gut«? Dieser Widerspruch spiegelt
sich  zudem in  einer  beträchtlichen  (machtpolitischen)  Diskrepanz  zwischen  der
recht überschaubaren Zahl der Akteure, die explizit eine PW-Perspektive verfolgen
und deren epochaler Dimension.

Hier nun kommen »PWP« ins Spiel – als Chance und Notwendigkeit für prakti-
kable Strategien und Schritte, die transformativ zwischen den Seiten dieser Wider-
sprüche  vermitteln  können.  Im Kern  geht  es  darum,  parallele  –  möglichst  sich
wechselseitig unterstützende – Prozesse eines kulturellen und strukturellen Wan-
dels in Richtung PWG zu initiieren und zu gestalten. Ausgehend von erfahrenen
Rissen, Risiken und versagten Ansprüchen des herrschenden Wohlstandsmodells
werden Alternativangebote und Reformansätze entwickelt, die zumindest drei Ei-
genschaften beziehungsweise Wirkungsrichtungen haben: 

◾ Sie sind strukturell »PW-kompatibel«, sind aber zunächst prinzipiell im Rah-
men  der  gegebenen  sozioökonomischen  kapitalistischen  Verhältnisse  durch
veränderte politische Regulationen durchsetzbar.

◾ Zugleich tragen sie dazu bei, dass Ursachen und Bedingungen für die (Re)Pro-
duktion entfremdeter Bedürfnisse und damit korrespondierender Vorstellungen
von Wohlstand und Fortschritt eingeschränkt werden und die Spielräume für
eine PW-konforme Kultur wachsen.

◾ Dementsprechend können sie nicht nur von avantgardistisch-kulturkritischen
Milieus, sondern auch von größeren Bevölkerungsgruppen und deren politi-
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schen Repräsentant(inn)en als lebensweltliche Verbesserung, als sozialer Fort-
schritt empfunden werden.

Dies vorausgesetzt, können derartige Schritte in breiten Koalitionen erkämpft wer-
den,  sind  somit  relativ  unabhängig  von  der  Stärke  »expliziter«  PW-Protago-
nist(inn)en politisch durchsetzbar. Zugleich aber wird das Umfeld für PW-Nischen
und -Akteure »gastlicher« (Skidelsky & Skidelsky 2013). Im Ergebnis all dessen
kann die Akzeptanz von PW-Perspektiven in der Mehrheitsbevölkerung wachsen,
sind langfristig und schrittweise grundlegende Verhältnisse von Wachstumsgesell-
schaften und ihre Machtstrukturen veränderbar; dies nicht im direkten »revolutio-
nären Zugriff« (was immer das sein mag) auf die (kapitalistischen)Verhältnisse,
sondern über deren vielfältige strukturelle, subjektivierte, lebensweltliche Erschei-
nungsformen.

Knotenpunkte sind hierbei Übergänge zu einem wachstumsunabhängigen Mo-
dell und kulturellen Verständnis von Wohlstand und sozialer Gerechtigkeit. Theo-
retische und praktisch gelebte Kritik an konsumistischer Kultur ist dafür ein wichti-
ger provokativer Impuls (Kapitel 2), aber kein Ersatz für »Wohlstandsreformen«
der  Lebenswirklichkeit  breiter  Bevölkerungsgruppen  (Kapitel  3).  Dies  schließt
auch ein, Wege zu mehr sozialer Gleichheit und Gerechtigkeit jenseits der Wachs-
tumsspirale zu beschreiten. 

2 »Wohlstand« (neu) politisieren

Das Wachstumsparadigma, so wie es in den vergangenen sieben Jahrzehnten her-
ausgebildet (Schmelzer 2016) und global verbreitet wurde, impliziert als hegemo-
niale Vorstellung: Ökonomisches Wachstum (gemessen als BIP) ist unabdingbare
Voraussetzung, um Wohlstand und seine Grundlagen (Einkommen, soziale Leis-
tungen, »Arbeitsplätze« etc.) zu mehren und unter den Bedingungen verschärfter
globalisierter Konkurrenz zu sichern. Plausibel erscheint dieser Glaubenssatz Be-
völkerungsmehrheiten unter anderem vor dem Hintergrund historischer und aktuel-
ler Erfahrungen, wonach ausbleibendes Wachstum mit sinkendem Lebensstandard
unterer und mittlerer Statusgruppen, steigender Arbeitslosigkeit und anderen »Ab-
wärtsspiralen« verbunden ist. Dass dies jedoch »nur« unter den gegebenen sozio-
ökonomischen Verhältnissen mit ihren wachstumsabhängigen sozialen Stabilitäten
so ist,  bleibt  weitgehend unreflektiert,  weil  die Verhältnisse in ihrem »Wesens-
kern« zumeist als »naturgegeben«, unveränderlich, »normal« unterstellt werden.  

Problematisch aus einer PW-Perspektive sind, neben der Wachstumsfixiertheit,
wesentliche Elemente des vorherrschenden Wohlstandsmodells. Das betrifft vor al-
lem die weit über die Befriedigung von Grundbedürfnissen hinausgehende, in sich
unendliche  Steigerungsdynamik konsumtiver Bedürfnisse. Sie wurzelt zwar we-


